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Kern: Das Eingeständnis eigener Versäumnisse zählt nicht zu den Stärken
der Kultusministerin

Zur Mitteilung der Kultusministerin, dass zum Schuljahresbeginn rund 790 Lehrerstellen noch
unbesetzt seien, sagte der bildungspolitische Sprecher, Dr. Timm Kern:

„Die Kultusministerin besitzt zweifellos manche gute Eigenschaft, aber das Eingeständnis eigener
Versäumnisse zählt nicht dazu. Rund 700 unbesetzte Lehrerstellen zum vergangenen Schuljahr
2018/19, und nun 790 unbesetzte Lehrerstellen zum bevorstehenden Schuljahr 2019/20 – das
entspricht einer Steigerung von 12,85 Prozent. Natürlich ist der sich verschärfende Lehrermangel kein
spezifisch baden-württembergisches Problem. Und natürlich lässt sich auch die Mitverantwortung der
Vorgängerregierungen nicht abstreiten. Aber nach beinahe dreieinhalb Jahren im Amt kommt der
Verweis auf die Fehlentscheidungen der Vergangenheit einem Akt der Verzweiflung gleich. Es rächt
sich nun, dass die Kultusministerin und ihre grün-schwarze Koalition nicht die Entschlossenheit
aufbrachten, um mutige und wegweisende Entscheidungen zu treffen. Warum konnte die Koalition
nicht über ihren Schatten springen und statt Blockaden und faulen Kompromissen echte Lösungen für
drängende bildungspolitische Problemstellungen wie den Ganztagsausbau, die ungerechte Verteilung
von G8- und G9-Gymnasien, die große Heterogenität der Schülerschaft an den Realschulen oder die
Zukunft der Haupt-/Werkrealschulen finden? Warum waren Kultusministerin und Koalition unfähig, die
Sommerferien-Arbeitslosigkeit von Lehrern und Referendaren in Angriff zu nehmen, den
Beförderungsstau bei den Fachlehrern abzubauen und weitere geeignete Maßnahmen zu ergreifen,
um die Arbeitsbedingungen der Lehrer zu verbessern? Und warum verweigern sich Frau Dr. Susanne
Eisenmann und Grün-Schwarz einer Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen insbesondere bei
Personalauswahl und -entwicklung, so dass diese Lehramtsbewerbern attraktive Angebote
unterbreiten können? Bis zum Ende der Legislaturperiode verbleibt der Kultusministerin nicht mehr
viel Zeit. Wenn sich nichts Grundlegendes ändert, wird sie in ihrer Bilanz einräumen müssen, dass ihr
eingangs gegebenes Qualitätsversprechen mutiger war als ihr Handeln.“


